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Vorblatt 

Entwurf eines Landesgesetzes über das Bergrecht 
im Lande Rheinland-Pfalz 

A. Problem 

In Rhdnland·Pt'alz gelten die ehemals preußischen, bayerischen und hessi· 
sehen Berggesetze in der seit Jahrzehnten iril wesentlichen unveränderten 
Fassung. Die Gesetie entsprechen infolge der techni~hen und wirtschaft· 
liehen Entwicklung, die sich in der Zwischenzeit vollzogen hat, in vielen 
Punkten nicht mehr den heutigen Anforderungen. überdies hat sich die 
Geltung von drei verschieuent>n Berggesetzen im Landesbereich sowohl in 
der Bergwirtschaft wie auch im Venvaltungsvollzug nachteilig bemerkbar 
gt>rnacht. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß das ehemals preußische Allgemeine Bergge­
setz novelliert und zugleich sein Geltungsbereich auf das gesamte Land er­
streckt wird. 

Im einzelnen werden in Anlehnung an die Rechtsentwicklung in den an­
deren Bundesländern die Vorschriften über das Betriebsplanverfahren und 
die Aufsichtspersonen fortgebildet, die Rechtsgrnndlagen für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen ergänzt, die Bergschadenshaftung erweitert und im 
Strafrechtsteil die seitherigen Vergehenstatbestände in Ordnungswidrigkei­
ten umgewandelt. 

Außerdem wird auch der Geltungsbereich einiger noch benötigter ehemals 
preußischer bergrechtlicher Nebengesetze auf das gesamte Landesgebiet er­
weitert. Die hierdurch überflüssig werdenden ehemals bayerischen und hessi­
schen Vorschriften werden aufgehoben. 

C. Alternativen 

K<:ine. 

D. Kosten 

Keine. 

E. Zuständigkeit 

Federführend ist das Ministerium für Wirtschaft und Verkehr 
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Der Ministerpräsident des Landes Rheinland-Pfalz 
- E - 8/73 Mainz, den 15. August 1973 

Andm 
Herrn Präsidenten 
des Landtags Rheinland-Pfalz 

65 Main :i: 

Betr. : Entwurf eines Landesge.setzes über das Berg· 
recht im Lande Rheinland-Pfalz 

Anbei sende ich Ihnen den von der Landesregierung be­
schlossenen Gesetzentwurf. Ich bitte Sie, die Regie­
rungsvorlage dem Landtag zur Beratung und Beschluß­
fassung vorzulegen. 

Federführend ist der Minüter für Wirtschaft und Ver­
kehr. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf eines Landesgesetzes über das Bergrecht 
im Lande Rheinland-Pfalz 

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be­
schlossen: 

Artikel l 

Das Berggesetz (für die Regierungsbezirke Koblenz, Trier 
und Montabaur) - Allgemeines Berggesetz für die ehe­
mals preußischen Staaten - (ABC) ~ in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. November 1968 (GVBI. 1968, 
Sondernummer Koblenz, Trier, Montabaur, S. 89) wird 
wie folgt geändert und unter der Überschrift „Allgemei­
nes Berggesetz für das Land Rheinland-Pfalz 
(ABGRhPf)" auf die ehemals hessischen und bayerischen 
Landesteile erstreckt: 

1. Nach § 2 wird folgender§ 2 a eingefügt: 

,,§ 2 a 

(1) Für Untersuchungen des Untergrundes auf seine 
Eignung 2ur behälterlosen unterirdischen Speiche­
rung von Gasen und Flüssigkeiten mit Ausnahme von 
Wasser, sowie für das Errichten, Betreiben und Ein­
stellen von solchen Anlagen (Tiefspeichern) und die 
zugehörigen Betriebsanlagen und -einrichtungen, so­
weit sie überwiegend dem Betrieb des Tiefspeichers 
dienen, gelten die Vorschriften 

des§ 59 über Dampfkessel und Triebwerke, 
der§§ 66 und 71 über Anzeigepflichten, 
der§§ 67 bis 70 über den Betriebsplan, 
der §§ 7 3 bis 76 über die verantwortlichen Personen, 
des § 77 über die Auskunftspflicht, 
des § 78 über die Besichtigung zu Ausbildungs­
zwecken, 
des§ 79 über statische Angaben, 
des Achten Titels über die Bergbehörden und 
des Neunten Titels über die Bergpolizei 

entsprechend. 

(2) Soweit für Untersuchungen und Anlagen der in 
Absatz 1 genannten Art weitere Vorschriften gelten, 
bleiben diese unberührt. 

(3) Am Bctriebsplanverfahren zum Errichten oder 
Einstellen eines Tidspei<:hers ist die zuständige 
Wasserbehörde zu beteiligen; soweit wasserwirt­
schaftliche Belange berührt werden, ergehen die Ent­
scheidungen im Betriebsplanverfahren im Einver­
nehmen mit der zuständigen Wasserbehörde." 

2. In § 12 Abs. 3 sind die Worte ,,das Regierungsamts­
blatt und" zu streichen. 

3. In § 17 Abs. 2 werden die Worte „und durch die 
Regierungsamtsblätter bekannt gemacht" gestrichen. 
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4. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz I sind die Worte „durch das Amtsblatt 
der Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk 
liegt," durch die Worte „im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz" zu ersetzen. 

b) In Absatz 2 sind die Worte „das die Bekannt­
machung enthaltende Amtsblatt" durch die 
Worte „der die Bekanntmachung enthaltende 
Staatsanzeiger" zu ersetzen. 

5. In § 38 b Abs. 4 sind die Worte „durch den Deut­
schen Reichs- und Königlich Preußischen Staatsan­
zeiger" durch die Worte „im Staatsanzeiger für 
Rheinland-Pfalz" zu ersetzen. 

6. In § 45 Abs. 2 sind die Worte „durch das Amtsblatt 
der Regierung, in deren Bezirk das Bergwerk liegt'; 
durch die Worte „im Staatsanzeiger für Rheinland­
Pfalz" zu ersetzen. 

7. In § 46 Abs. 2 sind die Worte „das die Bekannt­
machung e·nthaltende Amtsblatt" durch die Worte 
.,der die Bekanntmachung enthaltende Staatsanzei­
ger" zu ersetzen. 

8. Die § § 6 7 bis 7 0 erhalten folgende Fassung: 
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,.§ 67 

( 1) Der Betrieb darf nur auf Grund eines von der 
Bergbehörde zugelassenen Betriebsplanes geführt 
werden. Der Bergbehörde sind auf Verlangen Rah­
menbetriebspläne und für bestimmte Arbeiten oder 
Zeiträume Sonderbetriebspläne vorzulegen. 

(2) Der Betriebsplan ist zuzulassen, wenn Gesichts­
punkte der Gefahrenabwehr, insbesondere des 
Schutzes der in § 196 Abs. 2 genannten GiteT und 
Interessen, seiner Ausführung nicht entgegenstehen. 
Die Bergbehörde kann den Betriebsplan mit Be­
schränkungen, Bedingungen und Auflagen zulassen, 
soweit dies zur Gefahrenabwehr, insbesondere zum 
Schutze der in § 196 Abs. 2 bezeichneten Giter und 
Interessen, erforderlich ist. 

(3) Die Bergbehörde kann Betriebe von geringer Ge­
fährlichkeit ganz oder teilweise oder für ein~ be­
stimmten Zeitraum von der Betriebsplanpflicht be-­
freien. Dies gilt nicht für die Eröffnung und 
Stillegung des Betriebes. 

(4) Die Vorschrift des § 4 des Landespflegegesetzes 
bleibt unberührt. 

§ 68 

( 1) DeT Betriebsplan ist vor der Zulassung mit dem 
Bergwerksbesitzer zu erörtern, wenn Beschrän­
kungen, Bedingungen oder Auflagen erforderlich 
werden, die den Betrieb wirtschaftlich, personell 
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oder organisatorisch wesentlich beeinflussen, oder 
wenn vom Bergwerksbesitzer eine Erörterung bean­
tragt wird. 

(2) Die Bergbehörde kann die Zulassung eines Be­
triebsplanes von der Leistung einer Sicherheit durch 
den Bergwerksbesitzer abhängig machen, soweit die 
Durchführung der von der Bergbehörde im Rahmen 
ihrer Befugnisse nach § 196 für notwendig ange· 
sehenen Maßnahmen nicht gewährleistet ist. 

(3) Über die Zulassung des Betriebsplanes soll die 
Bergbehörde binnen Monatsfrist entscheiden. 

§ 69 

Werden infolge unvorhergesehener Ereignisse soforti­
ge Abweichungen von einem Betriebsplan erforder­
lich, so kann der Bergwerksbesitzer oder eine von 
ihm bestimmte Person eine Abweichung von dem Be­
triebsplan anordnen, sofern dadurch die Sicherheit 
des Betriebes nicht gefährdet wird. Der Bergwerksbe­
sitzer oder die von ihm bestimmte Person hat der 
Bergbehörde sofort Anzeige zu machen und unver­
züglich für die Vorlegung eines Nachtrages zum Be· 
triebsplan zu sorgen. 

§ 70 

Wird ein Betrieb oder Betriebsteil ohne oder ab­
weichend vom zugelassenen Betriebsplan geführt, so 
kann die Bergbehörde soweit erforderlich den Be­
trieb oder Betriebsteil einstellen." 

9. § 71 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Muß der Betrieb infolge unvorhergesehener 
Ereignisse $Chon in kürzerer Frist oder sofort ein­
gestellt werden, so ist die Anzeige unverzüglich 
zu erstatten." 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 angefügt: 

,,(3) In den Fällen der Absätze 1 und 2 hat der 
Bergwerksbesitzer der Bergbehörde unverzüglich 
einen Betriebsplan für die erforderlichen Ab­
schlußarbeiten vorzulegen. Die §§ 67 bis 70 gel­
ten entsprechend." 

10. § 72 wird wie folgt geändert: 

a) ln Absatz 1 wird das Wort „konzessionierten" 
gestrichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,, (3) Das eine Exemplar des Grubenbildes ist an 
die Bergbehörde abzuliefern, das andere auf dem 
Bergwerk oder in seiner Nähe an einem geeigne­

ten Ort aufzubewahren." 
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11. Die §§ 73 bis 76 erhalten folgende Fassung: 
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,.§ 73 

Der Bergwerksbesitzer trägt Sorge und Verantwor­
tung für die Sicherheit und Ordnung im Betrieb. 

§ 74 

(1) Soweit der Bergwerksbesitzer den Betrieb nicht 
selbst leitet oder soweit ihm die für eine Betriebslei­
tung erforderliche Eignung fehlt, hal er sich anderer 
Personen zu bedienen. Diese Personen müssen die er­
forderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzen. 
Die insoweit bestellten Personen haben im Rahmen 
der ihnen übertragenen Aufgaben und Befugni,se für 
die Sicherheit und Ordnung im Betrieb zu s~rgcn. 

(2) Der Bergwerksbesitzer hat für die Beaufsichti­
gung der von ihm bestellten Personen, für eine ein­
deutige und lückenlose Abgrenzung ihrer Aufgaben 
und Befugnisse sowie für eine geordnete Zusammen­
arbeit zu sorgen. 

(3) Haben die nach Absatz l bestellten J.>ersonen 
nach ihren Aufgaben und Befugniuen andere Per­
sonen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 zu bestellen 
oder zu beaufsichtigen, so gelten für diese die Ab­
sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) Die sowtigen Verpflichtungen des Bergwerksbe­
sitzers aus § 7!1 bleiben unberührt. 

§ 75 

(1) Die Bestellung nach § 74 muß schriftlich und 
unter genauer Bezeichnung der übertragenen Auf­
gaben und Befugnisse vorgenommen werden; auch 
die Abberufung muß schriftlich erklärt werden. 

(2) Der Bergwerksbesitzer hat die bestellten Per-
1onen der Bergbehörde unter Angabe ihrer Stellung 
im Betrieb und ihrer Vorbildung unverzüglich nam­
haft zu machen; er hat auch ihre Abberufung der 
Bergbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

§ 76 

( 1) Das Cberbcrgamt kann dem Bergwerksbesitzer 
die Leitung des Betriebes untenagen, wenn Tat­
sachen die Annahme rechtfertigen, daß er die erfor­
derliche Fachkunde oder Zuverlässigkeit nicht be­
sitzt. EJ kann einen Betrieb, der entgegen der Unter­
sagung weitergdührt wird, einstellen. 

(2) Absatz 1 gilt auch für denjenigen, der als ver­
tretungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetzlicher 
Vertreter eines anderen handelt. Satz I findet auch 
dann Anwendung, wenn eine Rechtshandlung, 
welche die Vertretungsbefugnis begründen sollte, 
unwirksam ist. 
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(3) Die Bergbehörde ist befugt, Bestellungen und 
Abberufungen nach § 74 zu prüfen. Liegen Tat· 
sachen vor, die die Annahme rechtfertigen, daß eine 
nach § 74 bestellte Person nicht die erforderliche 
Fachkunde oder Zuverlässigkeit besitzt und daher 
ungeeignet erscheint, ihre Aufgaben zu erfüllen, so 
kann die Bergbehörde vom Bergwerksbesitz.er ihre 
Abberufung verlangen." 

12. § 77 erhält folgende Fassung: 

,.§ 77 

( 1) Der Bergwerksbesitz.er ist verpflichtet, der Berg· 
behörde auf Verlangen die zur Ausübung der Berg· 
aufsieht erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der Bergwerksbesitz.er, die nach § 74 bestellten 
Personen sowie der Betriebsrat sind auf Verlangen 
verpflichtet, die Beamten der Bergbehörde, welche 
im Dienst das Bergwerk befahren, zu begleiten und 
ihnen die zur Ausübung der Bergaufsicht erforder· 
liehen Auskünfte zu erteilen." 

13. Die §§ 80, 80 c Abs. 2, 80 k, 84 bis 85 a, 86, 90 a, 
90 b und 91 werden aufgehoben. 

14. Die §§ 93 a bis 93 e werden aufgehoben. 

15. § 148 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

,.( 1) Der Bergwerkseigentümer ist verpflichtet, 
allen Schaden, welcher dem Grundeigentum, 
dessen Bestandteilen oder Zubehör durch den 
Betrieb des Bergwerkes zugefügt wird, zu er­
setzen, ohne Unterschied, ob der Betrieb unter 
dem beschädigten Grundstück stattgefunden hat 
oder nicht, ob die Beschädigung von dem Berg­
werkseigentümer verschuldet ist und ob sie vor­
ausgesehen werden konnte oder nicht. Geht das 
Bergwerkseigentum auf einen anderen über, so 
bleibt die Haftung des bisherigen Bergwerksei­
gentümers bestehen, es sei denn, daß sein Betrieb 
für den Schaden nicht ursächlich ist. 

Wird der Betrieb nicht vom Bcrgwerkscigentü· 
mer, sondern für Rechnung eines anderen (Be­
treiber) geführt, so haftet dieser neben dem Berg­
werkseigentümer, jedoch nicht in weiterem Um­
fang als dieser selbst. Die Haftung des Betreibers 
bleibt auch nach Einstellung des Betriebes oder 
bei Fortführung des Betriebes durch einen an· 
deren bestehen, es sei denn, daß sein Betrieb für 
den Schaden nicht ursächlich ist. 

(2) Die nach Absatz 1 Verpflichteten haften als 
Gesamtschuldner." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 
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16. § 149 erhält folgende Fassung: 

.,§ 149 

Ist der Schaden durch den Betrieb mehrerer Berg­
werke verurncht worden, so haften die nach §. 148 
Abs. 1 verpflichteten Bergwerkseigentümer und Be­
treiber dieser Bergwerke als Gesamtschuldner." 

17. [n § 150 Abs. 1 werden die Worte „Der Bergwerks­
besitzer ist nicht zum Ersatz des Schadens verpflich­
tet" durch die Worte „Die Ersatzpflicht nach den 
§§ 148 und 149 tritt nicht für den Schaden ein" 
enc:tzt. 

18. In § 158 werden die Worte „durch das Amtsblatt der 
Regierung, in deren Be:z:irk das Bergwerk liegt," 
durch die Worte „im Staatsanzeiger für· Rheinland­
Pfalz" ersetzt. 

19. In § 159 Abs. 1 werden die Worte „das die Bekannt­
machung enthaltende Amtsblatt" durch die Worte 
.,der die Bekanntmachung enthaltende Staatsan­
zeiger" ersetzt. 

20. Dem § 160 Abs. 2 wird folgender neuer Satz 2 ange­
fügt: 

„Die Haftung nach den§§ 148 bis 152 bleibt jedoch 
bestehen, auch wenn der Schaden erst nach Auf­
hebung des Bergwerkseigentums eintritt." 

21. § 190 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Der Aufsicht des Oberbergamts unterstehen die 
Markscheider. Die Aufsicht erstreckt ·sich auf die Ge­
schäftsführung der Markscheider und die ordnungsge­
mäße Ausführung der Markscheiderarbeite:n. Die 
Markscheider genießen hinsichtlich der ihnen durch 
Gesetz oder Verordnung zugewiesenen Arbeiten 
öffentlichen Glauben." 

22. § 196 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Sie erstreckt sich insbesondere auf 

10 

die Sicherheit des Lebens und der Gesundheit der im 
Ber~au tätigen Personen, 

die Sicherheit der Baue, 

den Schutz. aller Lagerstätten, soweit er im allge­
meinwirtschaftlichen Interesse liegt, 

den Schutz der O>erfläche im Interesse der persön­
lichen Sicherheit und des öffentlichen Verkehrs, 

die Sicherung und Ordnung der Oberflächennutzung, 

die Auswirkungen des Betriebs auf den Landschafts-­
haushalt und die Gestalt der Landschaft während des 
Bergwerksbetriebes und nach dem Abbau, 
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den Schutz gegen sonstige gemeinschädliche Einwir­
kungen des Bergbaues." 

23. § 197 erhält folgende Fassung: 

,.(1) Das Oberbergamt ist befugt, für den ganzen 
Umfang oder für einzelne Teile seines Verwaltungs­
bezirks Polizeiverordnungen zum Schutze der in 
§ 196 genannten Güter und Interessen zu erlassen. 

(2) In den Polizeiverordnungen kann vorgeschrieben 
werden, daß in den Fällen von besonderer Bedeutung 

1. bestimmte Arbeiten, Anlagen, Betriebsmittel 
oder die Verwendung von Stoffen an Stelle der 
Betriebsplanzulassung einer Erlaubnis durch das 
Oberbergamt bedürfen, 

2. bestimmte Anlagen, Betriebsmittel oder Stoffe 
einer Zulassung durch das Oberbergamt be­
dürfen, die auch allgemein ausgesprochen und 
vom Hersteller beantragt werden kann. 

(3) Soweit in den Polizeiverordnungen vorgeschrie­
ben ist, daß Anlagen, Einrichtungen und Stoffe vor 
ihrer erstmaligen Inbetriebnahme oder Verwendung, 
regelmäßig wiederkehrend oder auf Verlangen der 
Bergbehörde durch Sachverständige untersucht wer­
den müssen, hat der Bergwerksbesitzer die hierzu 
nötigen Arbeitskräfte und Vorrichtungen bereitzu­
stellen und die Kosten der Untersuchung zu tragen. 

(4) Vor dem Erlaß von Polizeiverordnungen, die sich 
auf die Sicherheit des Lebens und der Gesundheit 
der im Bergbau tätigen Personen beziehen, sind die 
zuständigen Berufsgenossenschaften zu hören. 

(5) Die Polizeiverordnungen sind im Staatsanieiger 
für Rheinland-Pfalz zu verkünden. 

(6) Soweit es zur Aufsicht der Oberbergämter über 
die Markscheider und zum Schutz der in § 196 ge­
nannten Güter und Interessen erforderlich ist, kann 
der Minister für Wirtschaft und Verkehr durch 
Rechtsverordnung bestimmen, 

a} welchen Anforderungen markscheiderische Ar­
beiten genügen müssen, 

b) welche Aufzeichnungen über markscheiderische 
Arbeiten anzufertigen sind, 

c) wie markscheiderische Unterlagen zu behandeln 
und aufzubewahren sind, 

d) welche Anzeigen zu erstatten und welche Aus­
künfte dem Oberbergamt zu erteilen sind, 

e) welcher behördlichen Überprüfung sich die 
Markscheider zu unterwerfen haben. Dabei kann 
auch angeordnet werden, daß Wohnräume der 
Betroffenen zur Verhütung dringender Gefahren 
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für die öffentliche Sicherheit und Ordnung betre­
ten werden dürfen. Das Grundrecht der Unver· 
lcu.lic-hkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund· 
gescti:es) wird insoweit eingeschränkt. 

24. § 198 erhält folgende Fassung: 

„Tritt auf einem Bergwerk hinsichtlich der in § 196 
bcLeichnctc.>n Gegenstände eine Gefahr ein, so hat die 
Bergbehörde <lie erforderlichen Anordnungen durch 
politeili<·ht> Verfügung zu treffen." 

25. Die §§ 199 bis 202 werden aufgehoben. 

26. § 203 erhält folgende Fassung: 

.. § 203 

Sobald auf einem Bergwerk eine Gefahr für die in 
§ 196 bezeichneten Uiter und Interessen eintritt, ist 
der Bergbehörde Anzeige zu machen. Der Bergwerks­
besit;i:cr hat dafür zu sorgen, daß die Anzeige sofort 
erstattet wird." 

27. § 204 erhält folgende Fassung: 

.,§ 204 

Ereignet sich auf einem Bergwerk unter oder über 
Tage ein Unglücksfall, welcher den Tod oder die 
schwere Verletzung einer oder mehrerer Personen 
herbeiführt, so sind der Bergwerksbesitzer oder die 
von ihm nach§ 74 bestellt..-n Personen zur sofortigen 
Anzeige an die Bergbehörde und an die nächste Poli­
zeibehörde verpflichtet." 

28. § 205 erhält folgende Fassung: 

,,§ 205 

(1) Die Bergbehörde ordnet die zur Rettung von 
Personen oder zur Abwendung von Gefahren für Per­
sonen erforderlichen Maßnahmen an. Bis dahin hat 
der Bergwerksbesitzer oder eine von ihm nach § 74 
bestellte Person das Erforderliche zu veranlassen. 

(2) Die .mr Ausführung dieser Maßnahmen erforder­
lichen Arbeitskräfte und Hilfsmittel hat der Berg­
werksbesitzer zur Verfügung zu stelkn. 

(3} Andere Bergwerksbesitzer sind aur Anforderung 
der Bergbehörde oder der in Absatz 1 Satz 2 ge­
nannten Personen zur Hilfeleistung verpflichtet." 

29. Der Dritte Abschnitt des Neunten Titels erhält fol­
gende Überschrift: 

,.Ordnungswidrigkeiten und Straftaten." 

30. Die §§ 207 bis 209 a werden durch folgende §§ 207 
bis 209 ersetzt: 
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.. § 207 

( 1) Odnungswidrig handelt, wer als Bergwerksbesit· 
zer oder als Unternehmer eines Tiefspeichers nach 
§ 2 a vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 66 die Inbetriebnahme eines Berg­
werks oder eines Tiefspeichers nicht rechtzeitig 
anzeigt, 

2. entgegen den §§ 67 und 69 ein Bergwerk oder 
einen Tiefspeicher ohne oder abweichend vom 
zugelassenen Betriebsplan betreibt, 

3. entgegen § 71 Abs. 1 und 2 dit' Einstellung des 
Betriebs eines Bergwerks oder Tidspeichl'rs nicht 
recht:u:itig anzeigt, 

4. entgegen § 71 Abs. 3 bei Betriebseinstellung 
nicht unverzüglich einen Betriebsplan für Jie er­
forderlichen Abschlußarbei tcn vorlegt, 

5. entgegen § 74 Abs. l Satz 1 und 2 sich zur Wahr­
nehmung seiner Aufgaben und Befugnisse an­
derer Personen mit der erforderlichen Fachkunde 
und Zuverlässigkeit nicht bedient, 

6. entgegen § 74 Abs. 2 ni<.:ht für die Beaufsichti· 
gung der von ihm bestellten Personen, für die 
eindeutige und lüt:kenlose Abgrenzung ihrer Auf­
gaben oder für ihre geordnete Zusammenarbeit 
sorgt, 

7. entgegen § 75 die Bestellung oder Abberufung 
anderer Personen nicht schriftlich oder ohne ge­
naue Bezeichnung der übertragenen Aufgaben 
und Befugnisse vornimmt oder nicht oder ver­
spätet anzeigt, 

8. entgegen § 76 Abs. 1 Satz 2 den vom Oberberg­
amt durch VC)llziehbarc Anordnung eingestellten 
Betrieb eines Bergwerks oder Tiefspeichers fort· 
setzt, 

9. entgegen dem Verlangen der Bergbehörde nach 
§ 76 Abs. 3 eine nach § 74 bestellte Person nicht 
ablleruft, 

IO, entgegen den §§ 77 oder 79 der Bergbehörde 
nicht die erforderlichen Auskünfte erteilt, nicht 
die vorgeschriebenen statistischen Nachrichten 
einreicht oder die Beamten der Bergbehörde bei 
der Befahrung nicht begleitet, 

11. entgegen den §§ 203 und 204 die sofortige An­
zeige einer Gefahr oder eines Unglücksfalles un· 
tcrläßt, 

12. bei Unglücksfällen entgegen § 205 Abs. 2 nicht 
di<' notwendigen Arbeitskräfte und Hilfsmittel 
zur Verfügung stellt oder entgegen ~ 205 Abs. 3 
nicht Hilfe leistet. 

Drucksache 7;2035 

13 



Drucknche 112035 

14 

(2) Ordnungswidri)! handdt auch, wer als Berg­
werksbesitzer vorsätzlich odt'r fahrlässig 

l. entgegen § 7 2 das Grubenbild nicht anfert igrn 
oder nachtra)!en läßt oder es der ßergbehün!e 
nicht ablil'fert, 

2. entgegen § 93 die vorgeschriebene Arbei tl'rlistc 
11ir ht ordnungsgemäß führt oder der Bergbd1önlc 
auf Verlangen nirht vorlegt, 

3. entgegen § 163 Zimmerung und :\lauerung des 
Gruben~ebäucks wegnimmt. 

('.1) Ordnungswidrig handelt fi::rm•r, wer vursätt.lirh 
oder fahrl;issig 

1. an Orkn, wo dies nach § 4 .\bs. 1 oder gemäß 
der nach § 4 Abs. 2 ergangenen Entschddung der 
Bergbehörde untersagt ist, oder an den in § 4 
Abs. 3 genannten Orten ohne Erlaubnis des 
Grundbesitzers oder des Obcrbergam ts sc·hürft, 

2. entl!:cgen § 10 Abs. 1 im Felde c-ines verliehenen 
Ber!(werks na,h !\-tineralien srhürfL, auf die der 
BcrJ,1;wcrkseigcn tümer bereits Rechte erworben 
hat, 

3. einer auf Grund des § 19 7 Abs. 1 erlassenen Poli­
zeiverordnung, einer auf Grund des § 19 7 Abs. 6 
erlassenen Rcchtsverordnuni,: oder einer auf 
Grund des § 198 ergangenen volliiehbaren poli­
zeilichen Verfügung zuwidcrhandcl t. sofern die 
Polizeiverordnung, die Rechtsverordnung oder 
die polizeiliche- Verfügung auf diese Bußgddvor­
schrift verweist. 

§ 208 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 1 000,-- D~I. in den Fällen des § 207 Abs. 1 
Nr. 5, 6, 8, 9 und 10 und Abs. 3 Nr. 1 und 2 mit 
einer Geldbuße bis 1.u 20 000, - DM, in den Fällen 
des § 207 Abs. 1 Nr. 2, 1 1 und 12 Abs. 2 Nr. 3 und 
bei einer Zuwiderhandlung gegt"n eine auf Grund 
ä 197 Abs. 1 erlassenen Polizeiverordnung (§ 207 
Abs. 3 Nr. 3) zu 50 000, -- DM geahndet werden. 

§ 209 

(!) Wer vorsätzlich ('ine der in§ 207 Abs. l, 2 und 3 
bezeichneten Handlungen begeht und dadurch Leben 
oder Gesundheit anderer gefährdet, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be­
straft. Ebenso wird bestraft, wer vorsätzlich eine in 
§ 207 Abs. l, 2 und 3 bezcichnett> Handlung aus Ge­
winnsucht begeht. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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(3} Wer in den Fällen des Absatzes l Satz l die Tat 
fahrlässig begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
sc<:hs Monaten oder mit Geldstrafe bestraft." 

31. 111 § 214 h werden die Worte,,§§ 80 bis 93" durch 
,, § 9 3" t·rst'! z t. 

32. In § 235 c Abs. 2 und in § 235 e sind die Worte 
,,<lurt'h das Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk 
das Berg,,...crk liegt," durch die Worte „im Sta.1tsan­
zeigcr für Rheinland,Pfalz" zu ersetzen. 

:!3. ln § 235 d Abs. 2 werden die Worte „das J.k Be­
kanntmachung enthaltende Amtsblatt" durch die 
Worte „der die B~·kanntmachung enthaltende Staats­
anzeigc r" ersetzt. 

H. in § 235 f wird das Wort „Amtsblattes" durch das e Wort „Staatsanzeigers" ersetzt. 

e 

Artikel 2 

Das Cesetz über die Beaufsichtigung von unterirdischen 
Mineralgewinnungsbetrieben und Ticlbohrungen (für die 
Re11:ierungsbezirke K<Jblenz, Trier un<l 1\'lontabaur) vom 
18. Dezember 1933 in der Fassung der Bekanntma1,;hung 
vom 2 7. November 1968 (GVBI. 1968, Sondernum­
mer Koblem., Trier, Montabaur, S. 118), geändert durch 
Artikel 29 des Zweiten Landesgesetzes zur Änderung 
strafrechtlicher Vorschriften (2. LStraf ÄndC} vom 
5. März l 970 (GVBI. S. 96, BS 452-11 ), wird wie folgt 
geändert: 

In § l Abs. l Nr. 3 werden die Worte „die §§ 80 bis 93" 
durch die Worte „der § 93" ersetzt. 

Artikel 3 

Das Gesetz zur Erschließung von Erdöl und anderen Bo­
dcnschätzen - Erdölgesetz - {für die Regierungsbe:drke 
Koblenz, Trier und Montabaur) vom 12. Mai 1934 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 1968 
(GV BI. 1968, Sondernummer Koblenz, Trier. Monta­
baur, S. 119} wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. l Nr. 4 werden die Worte ,.§§ 80 bis 93" 
durch •• § 93" ersetzt. 

Artikel 4 

Das Phvsphoritgeset;, (für die Regierungsbezirke 
Kubleni., Trier und Montabaur) vori1 16. Oktober 1934 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 
1968 (G VHI. 1968, Sondernummer Koblenz, Trier, Mon­
tabaur, S. l 21 ) wird wie folgt geändert: 

[n § 3 Nr . 4 werden die Worte ,,§§ 80 bis 93" durch 
,.§ 93" ersct.:l. 
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Artikel 5 

In den ehemals hessischen und bayerischen Landesteilen 
werden die folgenden ehemals preußischen Rechtsvor­
schriften in Kraft isesetzt mit der Maßgabe, daß mit Aus­
nahme der Nr. 2 und 3 in der Oberschrift jeweils der 
Klammerzusatz ,,(für die Regierungsbezirke Koblenz, 
Trier und Montabaur)'' entfällt: 

1. Gesetz über die Bestrafung unbefu,gter Gewinnung 
oder Aneignung von Mineralien (für die Regierungs­
bezirke Koblcm,, Trier und Montabaur) vom 
26. l\.hrz 1856 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27.November 1968 (GVBI. 1968, Sondernum­
mer Koblen:i:, Trier, Montabaur, S. 78), geändert 
durch Artikel 28 des Zweiten Landesgesetzes zur 
Änderung strafrechtlicher Vorschriften 
(LStraf ÄndG) vom 5. März. 1970 (GVBl. S. 96, 
BS452-11); 

2. Artikel 15 bis 27 des Ausfi.ihrungsgesetzes zum 
Reichsgesetz über die Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung (für die Regierungsbezirke Ko­
blenz, Trier und Montabaur) vom 23. September 
1899 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. November 1968 (GVBI. 1968, Sondernummer 
Koblenz, Trier, Montabaur, S. 42); 

3. Artikel 22 bis 28 des Ausführungsgesetzes zur 
Grundbuchordnung (für die Regierungsbezirke Ko­
blenz (teilweise), Trier und Montabaur) vom 26. Sep­
tember 1899 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. November 1968 (GVBI. 1968, Sondernum­
mer Koblenz, Trier, Montabaur, S. 56); 

4. Markscheiderordnung (für die Regie rungsbezirke Ko­
blenz, Trier und Montabaur) vom 23. März 1923 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Novem­
ber 1968 (GVBI. 1968, Sondernummer Koblenz, 
Trier, Montabaur, S. 115); 

5. Gesetz über die Beaufsichtigung von unterirdischen 
Mineralgewinnungsbetrieben und Tiefbohrungen (für 
die Regierungsbezirke Koblenz, Trier und Monta­
baur) vom 18. Dezember 1933 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. November 1968 
(GVBI. 1968, Sondernummer Koblenz, Trier, Monta· 
baur, S. 118), geändert durch Artikel 29 des Zweiten 
Landesgesetzes zur Änderung strafrechtlicher Vor­
schriften (LStraf ÄndG) vom 5. März 1970 
(GVB1. S. 96, BS 452-11}, in der durch Artikel 2 her­
gestellten Fassung; 

6. Gesetz zur Erschließung von Erdöl und anderen Bo­
denschätzen - Erdölgesetz - (für die Regierungsbe­
zirke Koblenz, Trier und Montabaur) vom 12. Mai 
1934 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. November 1968 (G\'81. 19(i8, Sondernum­
mer Koblcm:, Trier, Montabaur, S. 119) in der durch 
Artikel 3 hergestellten Fassung; 
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7. Gescti über die Zuständigkeit der Bergbehörden (für 
die Regierungsbezirke Koblenz, Trier und Monta­
baur) vom 9.Juni l934 in der Fassung der Bekannt· 
machung vom 27. November 1968 (GVB!. 1968, 
Sondernummer Koblenz, Trier, Montabaur, S. 120); 

8. Pbosphoritgesetz (für die Regierungsbezirke Ko­
blenz, Trier und Montabaur) vom 16. Oktober 1934 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. No­
vember 1968 (GVBI. 1968, Sondernummer Koblenz, 
Trier, Montabaur, S. l 21) in der durch Artikel 4 her­
gestellten fas.sung; 

9. Verordnung über die Berechtigung zur Aufsuchung 
und Gewinnung von Erdöl und anderen Bodenschät· 
zen - Erdölverordnung - (für die Regierungsbezirke 
Kobleni, Trier und Montabaur) vom 13. Dezember 
1934 in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. November 1968 (GVBL l 968, Sondernum­
mer Koblenz, Trier, Montabaur, S. 120); 

l 0. Verordnung über die polizeiliche Beaufsichtigung der 
bergbaulichen Nebengewinnungs· und Weiterverar­
beitungsanlagen durch die Bergbehörde (für die Re­
gierungsbezirke Koblenz, Trier und Montabaur) vom 
22. Januar l 938 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 27. November 1968 (GVBl. 1968, Sondernum­
mer Koblenz, Trier, Montabaur, S. 122). 

Artikel 6 

( 1) Die folgenden ehemals bayerischen Rechtsvorschrif­
ten treten attß('r Kraft: 

L Artikd 7, Artikel l 7 Abs. l und Artikel 3 7 bis 51 
des Au~fi.ihrungsgcsetzcs zu der Grundbuchordnung 
und zu dem Gesetz über die Zwangsversteigerung 
und die Zwangsverwaltung (für den Regierungsbezirk 

Pfalz) vom 9.Juni 1899 in der Fassung der Bekannt­
machung vom 5. Januar 1966 (GVBI. 1966, Sonder­
nummer Pfalz, S. 28). 

2. Berggesetz (für den Regierungsbezirk Pfafa) vom 
13. August 1910 in der Fassung der Bekannt­
machung vom 5. Januar 1966 (GVBI. 1966, Sonder­
nummer Pfah, S. 86); 

3. Gesetz zur Änderung des Berggesetzes (für den Re­
gierungsbezirk Pfalz) vom 1 7. August 1918 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Januar 1966 
(GVBI. 1966, Sondernummer Pfalz, S. 107); 

4. Verordnung über die Bergbehörden (für den Regie­
rungsbezirk Pfalz) vom 10. September 19 31 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 5. Januar 1966 
{GVBI. 1966, Sondernummer Pfalz, S. 109). 

(2) Die folgenden ehemals hessischen Vorschriften tre· 
tcn außer Kraft: 

1. Berggesetz für das Großherzogtum Hessen (für den 
ehemaligen Regierungsbezirk Rheinhessen) vom 
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28.Januar 1876 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Mai 1970 (GVBl. 1970, Sondemum· 
mer Rheinhessen, S. 108); 

2. Gesetz, die Ausführung der Grundbuchordnung be­
treffend (für den ehemaligen Regierungsbezirk 
Rhcinhessen) vom 22.Juli 1899 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Mai 1970 (GVB1. 1970, 
Sondernummer Rhcinhessen, S. 57); 

3. Verordnung, die Anlegung des Grundbuchs und die 
Ausführung der Grundbuchordnung betreffend (für 
den ehemaligen Regierungsbezirk Rhdnhessen) vom 
13. Januar l 900 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. Mai 1970 (GVBl. 1970, Sondernummer 
Rheinhessen, S. 62). 

(3) Berechtigungen, die auf Grund der in den Ab· 
sätzen l und 2 genannten Gesetze erworben sind, blei· 
ben aufrechterhalten. 

Artikel 7 

Die folgenden Vorschriften treten außer Kraft: 

1. Gesetz über den Aufbau der Reichsbergbehörden 
vom 30. September 1942 in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 18. August 1972 (GVB1. 1972, 
Sondernummer Reichsrecht, S. 159); 

2. Landesverordnung über den Aufbau der Bergverwal­
tung vom 4. Januar 1968 (GVB1. $. 4), zuletzt geän­
dert durch Landesverordnung vom 12. September 
1969 {GVB1. S. 160), BS 75-2; 

3. Landesgesetz über die Beaufsichtigung von behälter· 
losen unterirdischen Tiefspeichern (Tiefspeicherge­
setz) vom 22. Januar 1973 (GVBl. S. 17, BS 75-3). 

Artikel 8 

Die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes von der Bergbe­
hörde auf Grund des bisherigen 

§ 74 Ab$, 3 des Berggesetzes {für die Regierungsbe­
zirke Koblenz, Trier und Montabaur), 

Artikels 77 Abs. 3 des Berggesetzes (für den Regie­
rungsbezirk Pfalz), 

Artikels 71 Abs. 3 des Berggesetzes fiir das Großher­
zogtum Hessen (für den ehemaligen Regierungsbezirk 
Rheinhessen) 

anerkannten oder auf Grund des bisherigen 
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Artikel 79 Abs. 3 des Berggesetzes (für den Regie· 
rungsbezirk Pfalz) 

namhaft gemachten Personen gelten längstens bis zum 
Ablauf von 3 Monaten nach Inkrafttreten dieses Ce· 
setzes als vom Bergwerksbesitzer bestellt. 

Artikel 9 

Der Minister für Wirtschaft und Verkehr wird ermäch­
tigt, den Wortlaut des Berggesetzes in der geltenden Fas­
sung mit neuem Datum neu bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten im Wortlaut zu beseitigen. 

Artikel 10 

Dieses Gesetz tritt am ...... , Artikel 9 jedoch bereits 
am Tage nach der V crkündung des Gesetzes in Kraft . 
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Begründung 

All~meines 

In Rheinland-Pfalz gelten die ehemals preußischen, baye­
ruchen und hessischen Berggesetze in der seit Jahrzehn­
ten im wesentlichen unveränderten Fassung. Sie wurden 
zuletzt durch das Gesetz zur Änderung der Berggesetze 
vom 15. Oktober 1952 (GVBI. S. 154) geringfügig geän­
dert, indem lediglich der Katalog der dem Verfügungs­
recht des Grundeigentümers entzogenen und der Katalog 
der dem Staat vorbehaltenen Mineralien ergänzt wurden. 
Infolge der technischen und wirtschaftlichen Entwick­
lung entsprechen die Berggesetze in vielen Punkten nicht 
mehr den heutigen Anforderungen. Die Bundesländer, in 
denen in größerem Umfang Bergbau betrieben wird (Ba­
den-Württemberg, Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen, 
Saarland), haben deshalb ihre Berggesetze bereits den 
technischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten und 
den Bedürfnissen der modernen Verwaltungspraxis ange­
paßt. Andere Bundesländer wollen ihnen folgen. Es ist 
deshalb - auch im Interesse der Rechtseinheit auf die­
sem wichtigen Gebiet des Wirtschafur«hts - erforder­
lich, das in Rheinland-Pfalz geltende ßaotrccht in An­
lehnung an die Rechtsentwicklung in den anderen 
Ländern zu überarbeiten. 

Die Gesetzesvorlage beschränkt sich auf die unbedingt 
notwendigen Gesetzesänderungen, ohne eine umfassende 
Reform des geltenden Bergrechts anzustreben. Letztere 
Aufgabe soll einem künftigen Bundesberggeset1. über­
lassen bleiben, zu dem in dem Bundesministerium für 
Wirtschaft die Vorarbeiten bereits im Gange sind. An· 
dererseits kann die Anpassung des in Rheinland-Pfalz gel­
tenden Bergrechts nicht bis zum Erlaß eines Bundesberg­
gesetze& zuriickgcstellt werden, da mit dessen Inkrafttre­
ten in Anbetracht der Schwierigkeit der Materie erst in 
mehreren Jahren gerechnet werden kann. 

Ein wesentliches Ziel des Entwurfs ist die Verbesserung 
der Vorschriften über die Sicherheit des Bergwcrlube­
triebs. Kernstück dieser Vonchriften sind die §§ 67 bis 
70 des Allgemeinen Berggesetzes (ABG), in denen das 
Betriebsplanverfahren geregelt ist. Dieses ist eine dem 
Bergrecht eigentümliche Form der Betriebsüberwachung 
und stellt die bergpolizeiliche Oberprüfung der vorge­
sehenen bergbaulichen Arbeiten vor Beginn ihrer Ausfuh­
rung sicher. Nicht minder bedeutend für die Sicherheit 
im Bergbau sind die Bestimmungen der §§ 7 3 bis 
76 ABC über die Aufsichtspersonen, die gewährleisten, 
daß der Bergwerksbetrieb von qualifizierten Personen ge­
leitet wird. Schließlich sind in diesem Zusammenhang 
noch die Vorschriften des Neunten Titels des Allgemei­
nen Berggeset1.es über die Bergpolizei (§§ 196 bis 203) 
;r;u nennen, in denen bestimmt ist, unter welchen Voraus· 
sctzungen die Bergbehörden durch Vemrdnung oder Ein­
zelanordnung Bestimmungen über den Betrieb treffen 
können. 

Durch eine Änderung der Vorschriften über das Betricbs­
planverfahren (Artikel l Nr. 8) strebt der Gesetzentwurf 
eine Anpassung dieses Verfahrens an die Erfordernisse 
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der modernen Verwaltungspraxis an. Es wird nunmehr 
die Rechtsqualität der Zulassung eines Betrieh,planes 
klargestellt, die Möglichkeit geschaffen, den Betriebsplan 
erst nach Sicherheitsleistung oder mit Beschrllnkungen, 
Bedingungen und Auflagen zuzulassen und das gesamte 
Verfahren mehr gestrafft. Damit soll zugleich der An­
schluß an die Rechtsentwicklung hergestellt werden, die 
bereits in Baden-Württemberg mit dem Zweiten Gesetz 
zur Änderung bergrechtlicher Vorschriften vom 18. Mai 
1971 (Ces.BI. S. 161), in Bayern mit dem Gesetz zur 
Änderung des Berggesetzes vom 25. Oktober 1966 
(Bay~. GVBI. S. 331), in 1:-kssen mit dem Gesetz zur 
Änderung des Allgemeinen Berggesetzes für das 1..and 
Hessen vom 27. Mai 1969 (GVB1. l S. 81), in Nordrhein-
Westfalen mit dem Vierten Gesetz zur Änderung bergge- ~ 
setzlicher Vorschriften im Lande Nordrhein-Westfalen 91 
vom 11.Juni 1968 (GVNW. S. 201) und im Saarland mit 
dem Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Rerggesetzes 
vom !'i.Juli 1967 (ABI. S. 637) vollzogen ist. 

Ebenso wird auch da., Recht der Aufskhupenonen in 
Anlehnung an die in Baden-Württemberg, B.iyern, Hes­
lCll, Nordrhein-Westfalen und im Surland getrofft'nen 
Regelungen geändert {Artikel l Nr. 11). Nach dem gel­
tenden Recht trifft die Verantwortung für die Sicherheit 
des Betriebs die von der Bagbehörde anerkannten Auf­
sichtspersonen, zu denen nur die mittlere Führungs­
schicht des Betriebs (Steiger, technbcher Aufseher, Be­
triebsführer) gehört. Der Bergwerksunternehmer selbst 
(bei juristischen Personen die Vor1tandsmitgiieder) 
tragen Verantwortung im wesentlichen nur dann, wenn 
sie mit Anordnungen in den Betriebsablauf dngreifen 
(§ 76 Abs. 2 ABC). Es blieb ihnen somit bisher überlas­
sen, ob sie Verantwortung übernehmen oder sich in ein<' 
unverantwortliche Stellung zuruckzieh<'n wollten. Di<'se 
Regelung findet in anderen Bereichen der gewerblichen • 
Wirtschaft und im Bergbau der Montanunionländer keine 
Parallele. Durch die oben genannten Änderungsgeseu.e 
wurde deshalb die unterschiedliche Verantwortung be· 
seitigt und eine lückenlose Verantwortungskette von 
oben nach unten geschaffen. Um den Anschein zu ver­
meiden, die Bergbehörde trage anstelle des Unte-rneh-
mers die Verantwortung für die richtige Auswahl der 
Aufsichtspersonen, wurde die bergbehfüdliche Anerken· 
nung dieses Personenkreises beseitigt. Es empfiehlt sich, 
diese Regelung für Rheinland-Pfalz zu übernehmen, 
wenn auch die in Nordrhein-Westfalen und im Saarland 
lautgewordene Kritik an den bisherigen Bestimmungen 
in unserem Lande nicht in gleichem Maße berechtigt ist, 
da hier im Gegen·satz zu den Verhältnissen in diesen 
Ländern Betriebe mittlerer und kleinerer Größe vorherr-
schen. Immerhin hat der Gedanke, die Verantwortung 
der Unternehmer zu betonen und zu verstärken, auch für 
den rheinland-pfälzischen Bergbau seine Berechtigung. 
Auch im Interesse der Rechtseinheit ist di<' Obernahme 
der in den genannten Ländern getroffenen Regelung ge-
boten. 
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Schließlich werden im Bereich der Vorschriften über die 
Sicherheit der Bergwerksbetriebe die Rechtsgrundlagen 
zum Erlaß von Verordnun~n ergänzt und die schwerfäl­
ligen Bestimmungen über den Erlaß von bergpoli;i:eili­
chen Anordnungen abgeschafft {Artikel 1 Nm. 22, 23, 
24 und 25 ). An ihre Stelle treten die Vorschriften des 
Polizeiverwaltungsgesetzes. 

Einen weiteren Schwerpunkt des Gesetzentwurfs bildet 
die Änderung des Bergschadensrechts (Artikel 1 Nm. 15 
bis 17 und Nr. 20). Nach geltendem Recht wird der 
Bergwerkseigentümer von der Haftung für Bergschäden 
frei, wenn er sein Bergwerkseigentum auf einen anderen 
überträgt oder das Bergwerksci~ntum auf Grund seines 
Verzichtes aufgehoben wird. Mit diesen Maßnahmen 
wurde häufig versucht, zu Lasten der Grundstückseigen­
tümer von der Haftung für Bergschäden freizukommen. 
Durch die Änderung der gesetzlichen Bestimmungen 
wird sichergestellt, daß der Bergwerkseigentümer in da­
artigen Fällen weitemin zum Schadenersatz verpflichtet 
bleibt. 

Ein wesentliches Anliegen der Novelle ist auch die Umge­
staltung des Strafrechtsteils des Allgemeinen Berggeset­
zes (Artikel 1 Nr. 30). Der Entwicklung der neueren Ge­
setzgebung folgend sollen die zahlreichen und unüber­
sichtlichen Vergehenstatbestände der §§ 207 bis 
209 ABG ihrem Unrechtsgehalt entsprechend in Ord­
nungswidrigkeiten umgewandelt werden. Nur noch bei 
Gefährdung von Leib und Leben und bei Handeln aus 
Gewinnsucht sollen in Zuwiderhandlungen Straftatenge­
sehen werden. 

In mehreren Änderungen wird schließlich klargestellt, 
daß die Veröffentlichungen des Oberbergamts im Staats­
anzeiger für Rheinland-Pfalz zu erfolgen haben. Einige 
überflüssige Rechtsvorschriften werden aufgehoben. 

Schließlich wird in einem neuen § 2 a die Regelung des 
Landesgesetzes über die Beaufsichtigung von behälterlo­
scn unterirdischen Tiefspeichern (Tiefspeichergesetz) 
vom 22.Januar 1973 (GVBI. S. 17, BS 75-3) in das All­
gemeine Berggesetz übernommen. Da das Tiefspeicher­
gesetz wegen der Aufhebung der ehemals hessischen und 
bayerischen Berggesetze (Artikel 6 Abs. 1 Nr. 2 und 
Abs. 2 Nr. 1) ohnehin hätte neu gefaßt werden müssen, 
ist die Einfügung in das Allgemeine Berggeset:t die geset­
zestechnisch einfachste Lösung. Wegen der mit der Tief­
speicherung im Zusammenhang stehenden rechtlichen 
und technischen Fragen kann im übrigen auf die Amtli­
che Begriindung zu dem Entwurf des Tiefspeichergeset­
zes (Landtagsdrucksache 7 /1254) verwiesen werden. 

Schließlich soll im Rahmen des Gesetzes das in Rhein­
land-Pfalz außerordentlich zersplitterte Bergrecht verein­
heitlicht werden. Wie bereits erwähnt, gelten in unserem 
Lande noch die ehemals preußischen, bayerischen und 
hessis,hen Berggesetze. Der Gesetzentwurf geht den 
Weg, nur das ehemals preußische Allgemeine Berggesetz 
zu novellieren und zugleich dieses Gesetz auf den ge­

samten Landesbereich 2.u erstrecken (Artikel l). Dem-
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entsprechend wird auch der Geltungsbereich e1mger 
noch benötigter, ehemals preußischer bergrechtlicher 
Nebengesetze auf das gesamte Landesgebiet ausgedehnt 
(Artikel 5 ). Da das Allgemeine Berggesetz und die ehe­
mals preußischen bergrechtlichen Nebengesetze auch in 
Nordrhein-Westfalen, Saarland und Hessen einheitlich 
gelten, wird damit ein Beitrag zur Rechtsvereinheitli­
chung nicht nur in Rheinland-Pfalz, sondern auch in 
weiten Teilen der Bundesrepublik geleistet. 

Die durch die Erstreckung der ehemals preußischen berg­
rechtlichen Vorschriften auf das gesamte Landesgebiet 
überflüssig werdenden ehemals hessischen und bayeri­
schen Bestimmungen werden, soweit sie im Rahmen der 
Rechtsbereinigung nicht bereits außer Kraft getreten 
sind, aufgehoben (Artikel 6). 

Zu den einzelnen Vorschriften: 

Zu Artikel l: 

In Artikel 1 wird das ehemals preußische Allgemeine 
Berggesetz novelliert und zugleich sein Geltungsbereich 
auf das gesamte Landesgebiet erstreckt. 

Zu Artikel l Nr. l : 

In dem neuen § 2 a werden entsprechend der im Tief­
speichergesetz getroffenen Regelung die für eine wirk­
same Aufsicht notwendigen Vorschriften des Allge­
meinen Berggesetzes auf die Errichtung, den Betrieb und 
die Einstellung eines Tiefspeichers sowie auf die Unter­
suchung des Untergrundes für entsprechend anwendbar 
erklärt. Hierdurch wird folgendes erreicht: 

1. Die gewerberechtlichen Vorschriften gelten auch für 
die bei der unterirdischen Speiche! ung von Gas ver­
wendeten Dampfkessel und Triebwerke {§ 59). 

2. Der Unternehmer eines Tiefspeichers wird verpflich­
tet, von der Inbetriebnahme eines Speichers und der 
Einstellung des Betriebes vier Wochen vorher An­
zeige zu machen {§ § 66 und 71 ). 

3. Die Errichtung und der Betrieb eines Tiefspeichers 
unterliegen der Betriebsplanpflkht (§§ 67 bis 70). 
Hiernach sind alle Arbeiten und Anlagen in dem Be­
triebsplan darzustellen. Dieser darf erst ausgeführt 
werden, wenn ihn die Bergbehörde zugelassen hat. 
Auf diese Weise ist sichergestellt, daß alle vorge­
sehenen Maßnahmen vor ihrer Ausführung unter den 
Gesichtspunkten des § 196 behördlich geprüft wer­
den. Zusammen mit dem wasserrechtlichen Verfah­
ren und dem energieaufsichtlichen Verfahren nach 
§ 4 des Energiewirtschaftsgeset2:es können so die 
öffentlichen Interessen gegenüber dem Speicherun­
ternehmer umfassend gewahrt werden. 

4. Die Bestimmungen des Allgemeinen Berggesetzes 
über die für die Sicherheit des Betriebes verantwortli­
chen Personen (§§ 73 bis 76) gdten entsprechend. 

Danach trägt grundsätzlich der S~·eicherunternehmer 
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die Verantwortung für die Sicherheit im Betrieb 
(§ 73)·. Er kann diese auf geeignete und zuverlässige 
Personen delegieren, ist in diesem Fall allerdings ver­
pflichtet, für eine eindeutige und lil<:kenlose Abgren­
zung der Aufgaben der verantwortlichen Personen 
und für eine geordnete Zusammenarbdt zu sorgen 
(§ 74). Die Bergbehörd(' kann die Abberufung unge­
eigneter und unzuverlässiger Personen verlangen und 
unter hestimmten Voraussetzungen auch dem Unter· 
nehmer die Leitung des Betriebes untersagen (§ 76). 

5. Der Speicherunternehmer ist wie ein Bergwerksbesit­
zer verpflichtet, der Bergbehörde die zur Ausübung 
der Aufäicht erforderlichen Auskünfte zu erteilen 
und statistischen Angaben zu machen und zu Ausbil­
dungszweckl."n die Beskhtigung des Betriebes :LU ge· 
statten (§ § 77 bis 79). 

6. Die Vorschriften des Achten Titels über die Organisa­
tion und die Zuständigkeit der Bergbehörden gelten 
entsprechend. 

7. Die Errichtung und der Betrieb eines Tiefspeichers 
unterliegen der polizeilichen Aufsicht der Bergbehör­
de (§ 196). Diese können im Interesse der Sicherheit 
des Betriebes Polizeiverordnungen erlassen (§ 197) 
oder Einzelanordnungen treffen(§ 198). 

Zu Artikel 1 Nrn. 2, 3, 4, 5, 6, 7, 18, 19, 32, 33 und 34: 

In § 1 Abs. 4 der Landesverordnung über den Aufbau 
der Bergverwaltung vom 4. Januar 1968 (GVBI. S. 4), 
zuletzt geändert durch Landesverordnung vom 
12. Januar 1969 (GVBl. S. 160), BS 7 5-2, ist bereits fest· 
gelegt, daß Veröffentlichungen des Oberbergamts im 
Staatsanzeiger erfolgen. Diese Regelung wird in das Ge­
setz übernommen, weil die genannte Landesverordnung 
durch dieses Gesetz aufgehoben wird (Artikel 7 Nr. 2). 

Zu Artikel l Nr. 8: 

Durch die Neufassung der §§ 67 bis 70 wird das Be­
trid;splanverfahren den heutigen technischen, wirt­
schaftlichen und verfahrensökonomischen Anforde­
rungen angepaßt. Bisher konnte das Bergamt, wenn es 
gegen die Ausführung des ihm vom Bergwerksunter­
nehmer vorgelegten Betriebsplanes Bedenken hatte, nur 
binnen 14 Tagen nach Vorlegung Einspruch einlegen. In 
diesem Fall hatte es den Bergwerksuntemehmer gleich­
zeitig zur Erörterung der Beanstandungen zu laden. 
Wurde bei dieser Erörterung eine Verständigung nicht 
erzielt, so hatte das Berg-.unt den Betriebsplan dem Ober­
bergamt vorzulegen, das die notwendigen Änderungen 
durch Beschluß festJetzte. Erhob das Bergamt nicht bin­
nen 14 Tagen nach Vorlegen des Betriebsplans Ein­
spruch, war der Bergwerkseigentümer zur Ausführung 
desselben befugt. 

Wegen des immer komplizierter werdenden Betriebs· 
ablaufs konnte die Prüfung des Betriebsplans in vielen 
Fällen nicht innerhalb der l4tägigen Frist abgeschlossen 
werden. Der als Ausnahme vorgesehene Einspruch des 
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Bergamts gegen den Betriebsplan wurde so zur Regel, 
während Betriebspläne, gegen die das Bergamt keinen 
Einspruch einlegte, die es also stillschweigend „zuläßt'', 
nur noch selten vorkamen. 

Durch die Neufassung des § 67 Abs. 1 und 2 wird nun­
mehr erreicht, daß das Bergamt den ßctriebsµlan in je• 
dem Fall in Form eines Verwaltungsaktes tuläßl und 
notwendige Änderungen des Betriebsplanes durch mit 
der Zulassung verbundene Beschränkungen, Bedingungen 
und Auflagen selbst anordnen kann. Geichzcitig wird 
einem Bedürfnis der Praxis entsprechend in § 67 Abs. 1 
Satz 2 festgelegt, daß die Bergbehörde in bestimmten 
Fällen die Vorlage von Rahmenbetriebsplänen und Sc>n· 

derbetriebsplänen verlangen kann. 

§ 67 Abs. 3 sieht für die Bergbehörde die Möglichkeit 
vor, leicht übersehbare Betriebe von geringer ~fährlich· 
kcit ganz oder teilweise oder für einen bcstimmttn Zeit· 
raum von der Betriebsplanpflicht auszunehmen. Für die 
der sogenannten Silvesterverordnung (Verordnung über 
die Aufsuchung und Gewinnung mineralischer Bodt'n· 
schätze vom 31. Dezember 1942 (RGBI. 1943 J S. l7) 
unterstehenden Mineralgewinnungsbetriebe ist eine ent­
sprechende Regelung bereits in § 6 Abs. 2 Buchst. b der 
genannten Verordnung vorhanden. 

In § 68 Abs. 4 wird noch einmal klargestellt, daß dir 
Bergbehörde in fällen, in denen eine bergbauliche Maß. 
nahme einen Eingriff in die Landschaft bewirken kann, 
gemäß § 4 des l.andespflegegeset:z:u zur Zulassung dea 
Betriebsplanes das Einvernehmen mit der Landes· 
pflegebehörde herzustellen hat. 

Nach § 68 Abs. 1 ist eine mündlkhe Verhandlung über 
den Betriebsplan nunmehr nur noch in cinigrn wirht4Jen 
Fällen erforderlich. 

§ 68 Abs. 2 sieht jetzt die Möglichkeit vor, die Zulassuns 
eines Betriebsplans von der Leistung einer Sicherheit ab· 
hängig :z:u machen. In der Rechtsprechung und im 
Schrifttum ist :z:war bisher die Ansicht vertreten worden, 
die Bergbehörde sei bereits auf Grund du geltendrn 
Rechts berechtigt, unter den ge-nannten Voraus~t:z:ungrn 
Sicherheitsleistung zu verlangen. Im Interesse der 
Rechtssicherheit ist es aber angebracht, hierfür eine ein­
wandfreie Rechtsgrundlage zu schaffen. 

Die Bergbehörde kann allerdings nicht nach ihre-m freien 
Ermessen eine Sicherheitsleistung verlangen, sonde-m 
diese Möglichkeit ist an die rechtliche Voraussetzung ge· 
knüpft. daß die Durchführung einer zur Wahrung der in 
§ 196 Abs. 2 genannten Belange notwendigen Maßnah· 
men nicht gewährleistet ist. Diese Voraussetzung wird 
z. B. nicht gegeben sein, wenn ein Llntemehmrr bereits 
für die gleiche Maßnahme :z:u Gunsten eines Dritten eine 
Sicherheit geleistet hat oder wenn auf Grund der per,ön­
lichen Zuverlässigkeit und der Vermögensverhältnis!k' 
eines Unternehmers zu Zweifeln an der Erfüllung einer 
Verpflichtung kein Anlaß besteht. 
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Der Entwurf sieht auch davon ab, die Art der Sicher­
heitsleistung festzulegen, so daß die Bergbehörde die 
Möglichkeit hat, im Benehmen mit dem Unternehmer 
die diesen am wenigsten belastende Form der Sicher­
heitsleistung (z. B. Bürgschaft, Garantieerklärung} zu 
finden. 

Zur Beschleunigung des Verfahrens ist in § 68 Abs. 3 
vorgeschrieben, daß die Bergbehörde über die Zulassung 
des Betriehsplans binnen Monatsfrist entscheiden soll. 
Mit diesem Wortlaut soll :i:um Ausdruck gebracht wer­
den, daß die Bergbehörde verpflichtet ist, die Prüfung 
dnes vorgelegten Betriebsplans innerhalb dieser Frist ab­
zuschließen, sofern dies im Hinblick auf den Umfang des 
zu priifrnden Gegenstands überhaupt möglich ist. 

§ 69 regelt in übereinstimm ung mit der seitherigen 
Praxis das Verfahren, wenn Abweichungen vom Betriebs­
plan notwendig werden. 

§ 70 entspricht im wesentlichen der seitherigen Fassung. 
Ergänzend ist vorgesehen, daß die Bergbehörde auch le· 
diglich einen Betriebsteil einstellen kann, wenn nur die­
ser ohne oder abweichend vom Betriebsplan geführt 
wird. Die Einstellung des gesamten Betriebes wäre in 
diesen Fällen zu weitgehend. 

Zu Artikel l Nr. 9: 

In § 71 Abs. 2 ist nunmehr bei Einstellung des Betriebes 
unverzüglich Anzeige vorgeschrieben. 

Der Absatz 3 verpflichtet den Bergwerksunternehmer, 
im t·aue der Betriebseinstellung einen Abschlußbetriebs­
plan vonulegen, der die durchiuführenden Sicherungsar­
beiten vorsieht. Dieses Verfahren, für das in der Praxis 
ein dringendt·s Bedürfnis besteht, war bisher schon 
üblich. Es ist <kshalb angebracht, es auch gesetzlich fest­
:i:ulegen. 

Zn Artikel l Nr. 10: 

Während nach der in den Regierungsbezirken Koblenz 
und Trier geltc.-n<len ehemals preußischen Markscheider­
or<lnung eine Konzessionierung der Markscheider vorge­
sehen ist, können nach den neuen Markscheider­
zulassungsgesetzen der Länder Nordrhein-Westfalen und 
Saarland Markscheiderarbeiten nur von Personen ausge­
führt werden, die die große Staatspriifung für den 
höheren Staatsdienst im Markscheiderfach bestanden 
und eine entsprechende Erlaubnis erhalten haben. Die 
Bezeichnung „konzessionierte" ist deshalb nicht mehr in 
allen Fällen richtig und im § 72 Abs. l zu streichen. 

Da Kleinbetriebe häufig keine geeignete Möglichkeit zur 
Aufbewahrung des Grubenbildes haben, wird in § 72 
Abs. 3 auch die Aufbewahrung außerhalb des Betriebes 
zugelassen. 

Zu Artikel l Nr. 11: 

ln Obereinstimmung mit der durch die Anderung des 
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Rechts der Aufsichtspersonen verfolgten Zielsetzung legt 
§ 73 fest, daß in erster Linie dem Bergwerksbesitzer als 
Unternehmer die Leitung des Bergwerksbetriebes oblic~t 
und daß er insbesondere für Sicherheit und Ordnung im 
Betrieb zu sorgen hat. 

§ 74 schreibt dem Bergwerksbesitzer vor, skh - soweit 
es die betrieblichen Verhältnisse erfordern - zur Wahr­
nehmung seiner Aufgaben und Befugnisse anderer Per­
sonen zu bedienen, die dann im Rahmen ihres Aufgaben ­
gebietes für Sicherheit und Ordnung im Betrieb zu sor­
gen haben. Zugleich wird aber klargestellt, daß der Berg­
werksbesitzer mit der Delegation seiner Aufgaben ni(·ht 
aus jeglicher Verantwortung ausscheidet. Er bleibt viel, 
mehr weiterhin für die Auswahl und Beaufsichtigung der 
von ihm bestellten Personen und für deren geordnete 
Zusammenarbeit verantwortlich. Läßt er sein Auswahl­
recht oder seine Aufsichtspflicht dun.:h andere Personen 
ausüben, so sind auch diese Personen für dle ordnungsge­
mäße Erledigung verantwortlich-

§ 75 enthält die Verpflichtung, die Bestellung und Abbe­
rufung anderer Personen schriftlich und unter genauer 
Bezeichnung der übertragenen Aufgaben und Befugnisse 
vorzunehmen, um jederzeit Behörden und Gerichten die 
f'eststellung zu ermöglkhen, wer für einzelne Betriebs· 
vorgänge verantwortlich ist. Die Bestellung und Abberu­
fung dieser Personen muß auch der Bergbehörde unter 
Angabe ihrer Vorbildung mitgeteilt werden, damit die 
Bergbehörde über die Art ihrer Tätigkeit sowie darüber 
unterrichtet ist, mit wem es in Betriebsangelegenheiten 
verhandeln kann. Zugleich soll die Mitteilung dem Berg· 
amt die Möglichkeit geben, notfalls einzugreifen, wenn 
offensichtlich zu wenig oder ungeeignete Personen be· 
stellt werden, ohne daß dadurch eine Verpflichtung für 
das Bergamt zur Überpriifung der Eignung aller namhaft 
gemachten Personen begründet werden soll. 

§ 76 sieht die Möglichkeit vor, einem ungeeigneten Berg­
werksbesitzer die Leitung seines Betriebes zu untersagen 
und notfalls seinen Betrjeb einzustellen (Absat1. l ). Die 
Untersagungsmöglichkeit soll auch gegenüber einem ver­
tretungsberechtigten Organ einer juristischen Person, 
<lern Mitglied eines Organs oder einem sonstigen gesetzli­
chen Vertreter gegeben sein (Absatz 2). 

Bei Beschäftigung anderer ungeeigneter Personen kann 
das Bergamt ihre Abberufung verlangen (Absat:i: 3 ). 
Kommt der Bergwerksbesitzer dem nicb t nach, würde er 
sieb selbst als ungeeignet erweisen und der Bergbehörde 
zu Maßnahmen nach Absatz 1 Veranlassung geben. 

Zu Artikel l Nr. 12: 

Die Änderung dit'nt der Anpassung an die Neufassun)l 
der§§ 73 bis 76 (Artikel 1 Nr. l l). 

Zu Artikel l Nr. 13: 

Die §§ 80 e Abs. 2, 81 bis 83 a und 88 bis 90 sind 
bereits durch Artikel 5 Abs. 6 Nr. 13 des l:rsten Arbeits· 
rechtsbereinigungsgeset:t:es vom I 4. August 1969 
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(BGBl. 1 S. 1106) aufgehoben worden. Aber auch die 
durch Artikel 1 Nr. 13 aufzuhebenden Vorschriften sind 
durch die Entwicklung auf dem Gebiet des Arbdtsrechts 
überholt. Soweit das Verhältnis zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer nicht in Tarifverträgen und Betriebs­
vereinbarungen geregelt ist, reichen die Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches und anderer neuerer Gesetze 
aus, um etwaige Lücken zu schließen. 

Zu Artikel 1 Nr. 14: 

Die §§ 93 a bis 93 e haben Bedeutung nur für den Stein­
kohlenbergbau, den es in Rheinland-Pfalz nicht gibt. 

Zu Artikel l Nr. 15: 

Um die in der Allgemeinen Bcgriindung dargelegten Aus­
wei tung der Bergschadenshaftung zu ,~rreichen, mußte 
§ 148 Abs. 1 ergänzt werden. Demzufolge bestimmt 
Satz 2, daß künftig ein Bergwerkseigentümer auch nach 
Obertragung des Bergwerkseigentums auf einen anderen 
für den durch seinen Betrieb verursachten Schaden haft­
bar bleibt. Durch diese Bestimmung soll verhindert w1;r­
den, daß ein Ersatzberechtigter seinen Schadenersatzan­
spruch etwa deshalb nicht verwirklichen kann, weil der 
Bergwerkseigentümer das Bergwerkseigentum auf eine 
mittellose natürliche oder juristische Person übertragen 
hat. 

Satz 3 bestimmt, daß neben dem Bergwerkseigentümer 
auch der Pächter als Betreiber des Bergwerks für Berg­
schäden haftet, weil grundsätzlich derjenige, dessen Be­
trieb einen Schaden verursacht, zum Schadenersatz ver­
pflichtet sein soll. 

Zum Schutz der ersatzberechtigten Grundstückseigentü­
mer sollen die Verpflichtungen nach dem neu eingeführ· 
ten Absatz 2 als Gesamtschuldner hafo::n. Das rechtliche 
lnnenverhältnis der Gesamtschuldner bedarf keiner be­
sonderen Regelung, weil de~ insoweit anwendbare 
§ 426 BGB eine ausreichende und erschöpfende Rege­
lung enthält und überdies gegen eine derartige landesge· 
setzliche Vorschrift unter Umständen aus dem Gesichts­
punkt der Gesetzgebungskompetenz Bedenken bestün­
den. 

An dem Gegenstand der Haftung wird gegenüber dem 
geltenden Recht nichts geändert, so daß der Bergwerksei­
gentümer oder Betreiber des Bergwerk$ nach wie vor für 
Schäden am Grundeigentum haftet. 111 diesem Rahmen 
besteht nach der seitherigen Rechtsprechung weiterhin 
die Möglichkeit, Ersatz für Beeinträchtigungen von Gc­
wässerbenutzungen auch dann zu erlangen, wenn der Be­
nutzungsberechtigte nicht Grundstückseigentümer ist. 

Zu Artikel 1 Nrn. 16 und 17: 

Die Änderung der §§ 149 und 150 dient der Anpassung· 
an die Neufassung des§ 148. 
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Zu Artikel l Nr. 20: 

Die Anfügung eines neuen Satzes 2 in § 160 Abs. 2 
bringt eine wichtige Ergänzung der angestrC'bten Erweite· 
rung der Bergschadenshaftung. Hiernach bleibt die Haf­
tung auch nach Aufhebung des BergwerkseigC'ntums bt'· 
stehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 21: 

In einem neuen Satz 2 des§ 190 Abs. 2 wird aus rec:hts· 
staatlichen Gründen näher präzisiert, worauf sich die 
Aufsicht des Oberbergamtes über di{· MarkS<:ht'ider er­
streckt. 

ln dem neuen Satz 3 wird festgelegt, daß die !\1arlm·ht"i· 
der hinsichtlkh ihrer Arbeiten öffentli<'hen Glauben ge· 
nh:ßen. Zwar ist eine Regelung dessdben Inhalts in § 4 
Abs. 2 der ehemals preußischen Markscheider-Ordnung 
vom 23. Män. 1923 enthalun. Die alte Markscheider­
Ordnung soll aber auf Grund der neu zu s(haffcndC'n 
Ermächtigung in§ 197 Abs. 4 (Artikel 1 Nr. 23) durch 
eine neue Verordnung abgelöst werden. Da rechtlich<' 
Bedenken bestehen, den öffentlichen Glauben der mark­
scheiderischen Arbeiten in dieser Verordnung tu brgriin, 
den, soll dieser Grundsatz in das Gesrt.r. aufg<"nommen 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 22: 

In§ 196 Abs. 2 werden die Gegenstände, auf die sich dk 
bergpolizeiliche Aufsicht bezieht, beispielhaft aufge· 
zählt. Es handelt sich also, wie sich aus dem Wort „in,be· 
sondere" ergibt, nicht um einen abschließenden Katalog. 
Er enthält jedoch alle praktisch bedeutsamen Gesichts· 
punkte. 

In der Neufassung des § l96 Abs. 2 wird nunmehr die 
Sicherheit des Lebens und der Gesundheit dt'r im Berg, 
bau tätigen Personen als der gegenüber der Si<-herheit d<'r 
Baue vorrangige Gesichtspunkt vorangestellt. Die „Auf­
rechterhaltung der guten Sitten und des Anstandes dun:h 
die Einrichtung des Betriebes" wird gestrichen. 

Als neue Schutzobjekte werden eingefügt „die Sicherung 
und Ordnung der Oberflächenbenutzung" sowie „dir 
Auswirkungen des Betriebs auf den Landst·hafuhaush.ilt 
und die Gestalt der Landschaft während des Bergwerks­
betriebes und nach dem Abbau". 

Hierbei ist unter Landschaftshaushalt auch der Wasser· 
haushalt zu verstehen. Ebenso sind mit dem Begriff der 
,,gemeinschädlichen Einwirkungen" auch Beeinträchti· 
gungen der Trinkwasserversorgung erfaßt. 

Zu Artikel l Nr. 23: 

ln einer Reihe von Vorschriften der in Rheinland-Pfal1. 
geltenden Bergpolizeiverordnungen ist in ebereinstim· 
mung mit der Praxis in den anderen Ländern c:ine l:".r· 
laubnis oder Zulassung vorgesehen, wenn es sich um .Ein-
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rkhtungen, Arbeiten oder c.;eräte handelt, bei denen eine 
bestimmte oder einheitliche Ausführung im sicherhcitli­
chen Interesse notwendig ist. Dieses Verfahren hat den 
Vorteil, daß die sich mit der technischen Entwicklung 
ständig ändernden technischen Regeln nicht in die Berg­
verordnungen aufgenommen zu werden brauchen, son· 
dern in der variablen Form der Verwaltungsvorschrift 
ergehen können. Mit dem neuen § 197 Abs. 2 erhält 
diese Praxis eine gesicherte Rechtsgrundlage. 

In dem neuen Absatz. 3 ist festgelegt, daß der Bergwerks­
besitzer die Untersuchung seiner Anlagen durch Sachver­
ständige, soweil sie in Polizeiverordnungen festgelegt ist, 
durch die Bereitstellung von Arbeitsmitteln und Vorrich­
tungen zu unterstützen und die Kosten der Unter­
suchung zu tragen hat. Damit erhält die seitherige Praxis 
eine eindeutige, im gesamten Landesgebiet geltende 
Rechtsgrundlage. Dies ist zweckmäßig, weil das bisher 
herangezogene Gesetz belreffend die Kosten der Prüfung 
überwachungsbedürftiger Anlagen (für die Regierungsbe­
zirke Koblenz, Trier und Montabaur) vom 8. Juli 1905 
in der :Fassung der Bekanntmachung vom 27. November 
1968 (GVBL 1968, Sondernummer Koblenz, Trier, Mon­
tabaur, S. 84), das ohm:hin nur in einzelnen Landesteilen 
gilt, auf Grund seines Wortlauts Anlaß zu Zweifeln geben 
könnte, ob es die angestrebte Kostenabwä!Lung aus­
reichend w tragen vermag. 

Absatz 4 regelt die Beteiligung der Berufsgenossenschaf­
ten an dem Erlaß von Polizeiverordnungen, Absat:;: 5 die 
Form ihrer Verkündung. 

Der neue Absatz 6 soll die Ermächtigungsgrundlage für 
den Erlaß einer Verordnung über die Geschäftsführung 
der Markscheider und die technische Ausführung der 
markscheiderischen Arbeiten bilden, die die Preußische 
Marks(:heiderordnung vom 23. März 1923 ablösen soll. 
Der § 190 Abs. 2 a. F ., auf den die Bestimmungen der 
preufüschen Markscheiderordnung über die Geschäftsfüh­
rung und die Ausführung der markscheiderischcn Arbei­
ten gestützt waren, reicht als Ermächtigungsgrundlage 
nicht aus. 

Zu Artikel I Nrn. 24 und 25: 

Nach der bisherigen Regelung in den §§ 198 bis 202 war 
in erster Linie das Oberbergamt für den Erlaß polizeili­
cher Verfügungen nach Vernehmung des Bergwerksbe­
sitzers zuständig, nur bei dringender Gefahr das Bergamt. 
E) bestehen keine Bedenken, den sachnäheren Bergäm· 
tern die Zuständigkeit für den Erlaß polizeilicher Verfü­
gungen durch § 198 nunmehr in vollem Umfang zu über­
tragen. Es besteht auch kein Bedürfnis für besondere 
Verfahn•nsv.orsl'hriften zum E.rlaß bergpolizeilicher Ver­
fügungen. Die §§ 199 bis 202 werden deshalb als ent­
behrlich aufgehoben. Es finden nunmehr uneinge­
schränkt die Vorschriften des Polizeiverwaltungsgesetzes 

· ergänzend Anwendung. 
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Zu Artikel 1 Nrn. 26 und 27: 

Die Änderungen dienen der Anpassung an die Neufas­
sung der §§ 73 bis 76 (Artikel 1 Nr. 11 ). 

Zu Artikel 1 Nr. 28: 

Die Neufassung des § 205 bringt sachlich keine Ände­
rung. In Absatz 1 wird nunmehr verdeutlicht, daß das 
Bergamt die Leitung des Rettungswerks nur zur Abwen­
dung von Gefahren für Personen, nicht dagegen zum 
Schutz von Sachwerten übernimmt. Es genügt hierbei, 
daß die Personen sich in Gefahr befinden, sie müssen 
nicht unbedingt, wie die alte Fassung besagt, bereits 
,.verunglückt" sein. 

Absatz 2 ist an den heutigen Sprachgebrauch angepaßt. 

Nach Absatz 3 sind nunmehr die Besitzer aller unter 
Bergaufsich l stehenden Betriebe zur Hilfeleistung ver· 
pflichtet, nicht nur die Besitzer benachbarter Bergwerke. 

Zu Artikel 1 Ncn. 29 und 30: 

Die Änderung des Strafrechtsteils des Allgemeinen Berg­
gesetzes bringt die Umstellung der Vergehenstatbestände 
auf Ordnungswidrigkeiten. 

§ 207 Abs. 1 enthält die gegen Bergwerksbesitzer und 
Unternehmer eines Tiefspeichers gerichteten Bußgeld­
drohungen, während die in § 207 Abs. 2 enthaltenen 
Tatbestände nur von einem Bergwerksbesitzer verwirk­
licht werden können. 

§ 207 Abs. 3 bringt schließlich die Tatbestände, die von 
· jedermann erfüllt werden können. 

Bei der Bußgeldandrohung in § 208 v ;. d nach dem Un­
rechtsgehalt der einzelnen Ordnungswidrigkeiten diffe­
renziert. Während für reine Ordnungsverstöße ein Buß­
geld bis zu 1 000,- DM verhängt werden kann, ist bei 
Zuwiderhandlungen im Vorfeld von Körperverletzungs­
und Tötungstatbeständen ein Bußgeld bis zu 
50 000,- DM vorgesehen. Für die übrigen Ordnungswid­
rigkeiten ist ein Bußgeld bis zu 20 000,- DM angedroht. 

Nach § 209 sind die Zuwiderhandlungen, wenn sie zu 
einer Gefährdung von Leben und Gesundheit anderer 
führen oder aus Gewinnsucht begangen werden, weiter­
hin als Straftaten m verfolgen. • 

Im übrigen wird die zur Verfolgung und Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten zuständige · Behörde nach 
§ 36 OWiG durch Rechtsverordnung bestimmt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 31: 

Die Änderung des § 214 b folgt aus der Streichung der 

§§ 80 bis 91 in Artikel 1 Nr. 13. 

25 



Druckmhe 112035 

Zu Artikel 2, 3 und 4: 

Das zu Artikel 1 Nr. 31 Ausgeführte gilt entsprechend. 

Zu Artikel 5 und 6: 

Nach Artikel 5 wird der Geltungsbereich der ehemals 
preußischen bergrechtlichen Nebenvorschriften, die noch 
praktische Bedeutung besitzen, auch auf die el\emals hes­
sischen und bayerischen Landesteile erstreckt. Zugleich 
werden in Artikel 6 die überflüssig werdenden ehemals 
bayerischen und hessischen Vorschriften, $oweit sie 
nicht bereits im Rahmen der Rechtsbereinigung außer 
Kraft getreten sind, aufgehoben. 

Soweit es sich bei den in Artikel 5 aufgeführten Vor­
schriften um Rechtsverordnungen handelt, wird ihr 
Rechtscharakter als Verordnungen durch die Er­
streckung ihres Geltungsbereichs auf die anderen Lan­
desteile nicht berührt. 

Nach Artikel 6 Abs. 3 bleiben das auf Grund der aufge­
hobenen Rechtsvorschriften erworbene Bergwerkseigen­
tum und andere Gewinnungs- und Nutzungsrechte auf­
rechterhalten, da ein Eingriff in bestehende Rechtsposi­
tionen nicht gewollt ist. 

Zu Artikel 7: 

In Nummer l wird ein ehemals reichsrcchtliches Organi­
sationsgesetz formell aufgehoben, das durch die staats­
rechtliche Entwicklung im wesentlichen überholt ist. 

Darüber hinaus wird aus formellen Gründen auch die un­
ter Nummer 2 genannte Landesverordnung, die auf 
Grund des § 1 Abs. 2 des unter Nummer I genannten 
Gesetz.es erlassen ist, aufgehoben. Sie wird bis zum In­
krafttreten des Gesetzes durch eine gleichlautende Or­
ganisationsanordnung der Landesregierung ersetzt wer­
den. 
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Das in Nummer 3 genannte Tiefspeichergesetz kann auf­
gehoben werden, weil die Tiefspeicherung nunmehr in 
§ 2 des Allgemcinen Berggesetzes (Artikel l Nr. l) ge­
regelt ist. 

Zu Artikel 8: 

Die Bestimmung erhält eine Übergangsregelung für die 
bisher von der Bergbehörde anerkannten Aufsichtspt-r· 
sonen und namhaft gemachten Vorgesetzten. 

Zu Artikc:1 9: 

Wegen der umfangreichen Änderungen d<-s Allgemdnen 
Berggesetzes ist es zweckmäßig, das Gesct:t in seinem 
neuen Wortlaut zu veröffentlichen. An eine Änderung 
der Paragraphenfolge ist dabei nirht gedacht, damit die • 
geltenden Ausführungs- und Verwaltungsvorschriften 
weiterhin angewandt und die gebräuchlichen Er1äute­
rungswerke ohne Schwierigkeiten auch in Zukunft be-
nutzt werden können. 

Zu Artikel 10: 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
Zwischen der Verkündung und dem Inkrafttreten dc-r 
Vorschriften muß den betreffenden Bcrgwerk.,unternch­
mern genügend Zeit bleiben, um sich auf die materiellen 
Änderungen einzustellen. Auch das Oberbergamt be­
nötigt einige Monate für die Anpa.ssung der geltenden 
Bergpolizeiverordnungen. Hierfür dürfte ein Zeitraum 
von etwa 6 Monaten ausreichen. 

Die dem Minister für Wirtschaft und Verkehr gegebene 
Ermächtigung zur Bekanntmachung der Neufa.uung des . 
Allgemeinen Berggesetzes soll dagegen sofort in Kraft 

.treten. e 


